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mitgewirkt haben, über das abschließende Ergebnis zu infor­
mieren.

In diesen sowie bei den im folgenden Abschnitt behandel­
ten Fällen der Beendigung des Strafverfahrens muß das Ge­
richt
— einen in dieser Sache erlassenen Haftbefehl unverzüglich 

aufheben (§•§ 132 Abs. 1, 188 Abs. 2 StPO);22
— im Beschluß gleichzeitig über die Auslagen des Verfahrens 

(§§ 362 ff. StPO) entscheiden;
— im Falle der vollzogenen Untersuchungshaft darüber be­

schließen, ob dem Betroffenen ein Entschädigungsanspruch 
gemäß §§ 369 ff. StPO zusteht, wobei auch diese Beschluß­
fassung bereits vor der Rechtskraft des Ablehnungsbe- 
schlusses selbst erfolgen muß.23

Weitere Entscheidungen über die Beendigung 
des Strafverfahrens

Bei den Beschlüssen über die Einstellung des Strafverfahrens 
ist als Besonderheit zu beachten, daß sie nicht nur vor der 
Eröffnung des Hauptverfahrens bzw. an deren Stelle getrof­
fen werden können. Sie sind auch nach der Eröffnung mög­
lich (§ 189 Abs. 3 StPO). Bei den einzelnen Voraussetzungen 
für eine Verfahrenseinstellung zeigt sich, daß diese eigentlich 
keinen unmittelbaren Bezug zur Prüfung und Begründung 
des hinreichenden Tatverdachts haben. Meist war der end­
gültigen Einstellung eine vorläufige Einstellung unter den 
Voraussetzungen des § 150 Ziff. 2 bis 4 StPO vorausgegangen, 
z. B. wegen der Erkrankung des Beschuldigten oder Ange­
klagten oder weil ein weiteres Strafverfahren gegen ihn an­
hängig gewesen 'ist, das mit einer wesentlich strengeren Be­
strafung danach abgeschlossen wurde. .

Wird das Verfahren nicht eröffnet, weil der hinreichende 
Tatverdacht oder die gesetzlichen Voraussetzungen der Straf­
verfolgung fehlen, dann hat das Gericht die Eröffnung des 
Hauptverfahrens gemäß § 192 Abs. 1 StPO abzulehnen und 
darf diese abschließende Entscheidung nicht durch eine Ein­
stellung des Verfahrens gemäß § 189 Abs. 2 StPO ersetzen. Es 
geht dabei nicht nur um solche Konsequenzen, wie die Aus­
lagenentscheidung oder unter Umständen die Ablehnung von 
Entschädigung für Untersuchungshaft (§§ 369 ff. StPO), son­
dern um eine prinzipielle Frage der sozialistischen Gesetzlich­
keit und Gerechtigkeit: jeden Beschuldigten vom Verdacht 
einer Straftat unverzüglich und konsequent zu befreien, so­
bald die Voraussetzungen dafür gegeben sind.

Eröffnung des Hauptverfahrens * 1 2 3

Der Beschluß des Gerichts, das Hauptverfahren gegen den 
oder die Angeklagten zu eröffnen (§ 193 StPO), schließt das 
Stadium des Eröffnungsverfahrens ab. Der Eröffnungsbe­
schluß bildet die Grundlage des gerichtlichen Strafverfahrens; 
er ist unmittelbar mit weiteren, der Durchführung der Haupt- 
verhandhing dienenden Maßnahmen, auf die hier nicht weiter 
eingegangen werden kann, verbunden.23

Die Eröffnung wird in verschiedener Weise beschlossen:
1. Die Bezugnahme auf die Anklageschrift durch entspre­

chenden Stempelaufdruck (§ 194 Abs. 1 Satz 2 StPO) setzt vor­
aus, daß das Gericht den in der Anklageschrift enthaltenen 
Fakten hinsichtlich der Person des Angeklagten, der ihm zur 
Last gelegten Handlung und ihrer rechtlichen Qualifizierung 
uneingeschränkt zustimmt.

2. Unter den gleichen Voraussetzungen ist die Bezugnahme 
auf die Anklageschrift möglich, wenn das Gericht in der 
rechtlichen Beurteilung abweichen will. Ein solcher Eröff­
nungsbeschluß bezieht sich dann auf die mit der Anklage­
schrift zur Last gelegte Handlung, enthält jedoch den Zusatz, 
daß diese Handlung einen anderen als den in der Anklage­
schrift genannten Tatbestand erfüllt (z. B. § 120 Abs. 1 StGB 
anstelle von § 119 StGB).

3. Die Bezugnahme auf die Anklageschrift wird auch be­
jaht, wenn z. B. bei einer Vielzahl von angeklagten Handlun­
gen für den überwiegenden Teil die Voraussetzungen für die 
Eröffnung des Hauptverfahrens bestehen, hinsichtlich einer 
einzelnen Handlung jedoch kein hinreichender Tatverdacht 
besteht und die Eröffnung abzulehnen ist. Ein solcher Be­
schluß lautet dann, daß das Haufctverfahren hinsichtlich be­
stimmter Ziffern des Anklagetenons im Sinne der Anklage er­
öffnet wird.

Für den Teil, zu dem die Eröffnung des Hauptverfahrens 
abgelehnt wird, gelten die über diese Entscheidung gemachten 
Ausführungen entsprechend. Hervorzuheben ist aber in jedem 
Fall, daß sich Vereinfachungsaspekte nicht zum Nachteil der

Übersichtlichkeit und Verständlichkeit der gerichtlichen Ent­
scheidungen auswirken dürfen.

Bei der Fertigung eines Eröffnungsbeschlusses ist von den 
in § 194 Abs. 1 StPO enthaltenen Prinzipien auszugehen. Das 
Gericht muß sich darüber im klaren sein, daß seine Beschluß­
fassung die Grundlage des Strafverfahrens bildet. Es hat aus 
diesem Grund eindeutig und präzise zu bestimmen, was Ge­
genstand des Hauptverfahrens sein soll. Daher ist in jedem 
Fall sorgfältig abzuwägen, ob nicht im Hinblick auf den Ge­
genstand der Anklage, auf die rechtliche Beurteilung oder 
auf einzelne Formulierungen die Eröffnung durch einen ge­
sondert formulierten Beschluß vorgenommen werden sollte.

Zur Haftprüfung

Im Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts vom 
20. Oktober 1977 zu Fragen der Untersuchungshaft wird die 
Haftprüfung als eine wichtige Maßnahme zur Gewährleistung 
streng gesetzlicher und gerechter Anwendung der" Vorschrif­
ten über die Untersuchungshaft bezeichnet. Das gilt ebenso 
für den Zeitpunkt der Entscheidung über die Eröffnung des 
Hauptverfahrens. Nach § 131 Abs. 1 StPO hat das Gericht je­
derzeit zu prüfen, ob die Voraussetzungen der Untersuchungs­
haft noch vorliegen. Das verlangt, den im Haftbefehl genann­
ten dringenden Tatverdacht mit den strafrechtlichen Vorwür­
fen, die Gegenstand der Anklage sind, zu vergleichen. Neue 
weiterführende Ermittlungs- oder Beweisergebnisse sind stets 
unter dem Gesichtspunkt zu beurteilen, ob die früher be­
gründete Voraussetzung der Untersuchungshaft besteht oder 
ob sie u. U. weggefallen ist. Gibt es Übereinstimmung, bedarf 
es keiner besonderen Begründung für die Aufrechterhaltung 
des Haftbefehls. Ergibt die Prüfung im Eröffnungsverfahren, 
daß sich der im Haftbefehl genannte Tatverdacht geändert hat, 
dann hat das Gericht zu prüfen, ob ein Änderungsbeschluß 
mit den sich daraus ergebenden Konsequenzen erforderlich 
ist.25

Kommt das Gericht im Verlaufe der Entscheidung über die 
Eröffnung des Hauptverfahrens zu dem Ergebnis, daß auch 
die Voraussetzungen für die Anordnung der Untersuchungs­
haft gemäß § 122 StPO vorliegen, so hat es vor seiner Ent­
scheidung über den Erlaß des Haftbefehls eine Erklärung des 
Staatsanwalts zu fordern (§§ 124 Abs. 1 Satz 2 und 3, 177 
StPO).

Liegen die Voraussetzungen der Untersuchungshaft nicht 
mehr vor, ist der Haftbefehl unverzüglich aufzuheben (§ 132 
Abs. 1 StPO). Gleiches gilt, wenn die Eltern oder sonstigen 
Erziehungsberechtigten eine Verpflichtung zur besonderen 
Aufsicht des angeklagten Jugendlichen übernommen haben 
und diese Verpflichtung bestätigt wird (§ 135 StPO) oder wenn 
die Voraussetzungen für eine Sicherheitsleistung bestehen 
(§ 136 StPO). Auch in diesen Fällen ist der Staatsanwalt vor 
der Entscheidung zu hören.

22 Vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zu Fragen der 
Untersuchungshaft vom 20. Oktober 1977 (OG-Informationen 1977, 
Nr. 4, S. 56 bzw. OG-Informationen 1983, Nr. 2, S. 48).

23 Vgl. Beschluß des Präsidiums des Obersten Gerichts zur Entschä­
digung für Untersuchungshaft und Strafe mit Freiheitsentzug ge­
mäß §§ 369 ff. StPO vom 22. Januar 1975 (NJ 1975, Heft 4, Beilage 1/75; 
R. Beckert/G. Ruf, „Zur Entscheidung über Entschädigung für 
Untersuchungshaft und Strafen mit Freiheitsentzug“, NJ 1973, 
Heft 3, S. 74 ff.

24 Vgl. u. a. Strafverfahrensrecht, Lehrbuch, a. a. O., S. 227 f.; 4. Ple­
nartagung des Obersten Gerichts vom 30. Juni 1977 (a. a. O., S. 4 ff.); 
4. Plenartagung des Obersten Gerichts vom 21. Dezember 1982 
(a. a. O., S. 8 ff.); Richtlinie des Plenums des Obersten Gerichts zur 
Rechtsprechung bei der Durchsetzung von Schadenersatzansprüchen 
vom 14. September 1978 (GBl. I Nr. 34 S. 369), insbes. Ziff. 2; 
R. Müller/S. Stranovsky/H. Willamowski, a. a. O., S. 158 f.

25 Vgl. R. Beckert/R. Schröder, „Änderung von Haftbefehlen“, NJ 
1981, Heft 7, S. 309 f.
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